
Satzungszuständigkeiten auf der Ebene der ehemaligen 
Hohen Kommissare zu konstruieren.
Der Versuch, das auf Grund separater, willkürlicher 
Maßnahmen der Westmächte in Westberlin geschaffene 
illegale Besatzungsregime durch ein Unterstellungsver­
hältnis unter die Botschafter der drei Westmächte bei 
der Bonner Regierung zu legalisieren, die als Nach­
folger der ehemaligen Hohen Kommissare interpretiert 
werden, hat mit den Beschlüssen der Vier Mächte über 
Gesamtdeutschland nichts gemein und kann daher 
gegenüber der DDR einschließlich ihrer Hauptstadt kei­
nerlei Rechte oder Zuständigkeiten begründen.

Es ist in diesem Zusammenhang auch nicht uninter­
essant, daran zu erinnern, daß die drei Westmächte bei 
der Schaffung der ehemaligen Hohen Kommission für 
Westdeutschland — deren Gründung ebenso einseitig 
und willkürlich erfolgte wie die Einsetzung einer Drei- 
Mächte-Kommandantur für Westberlin — selbst be­
stätigten, daß sie irgendwelche Zuständigkeiten aus 
diesem separaten Beschluß nur für den Bereich der 
drei Westzonen bzw. der westdeutschen Bundesrepublik 
herleiten konnten.

Es hat im übrigen mit Völkerrecht und Logik nichts 
mehr gemein, wenn nach Bonner Vorstellungen die 
Staaten, die unter Verletzung des Potsdamer Abkom­
mens separate Okkupationsmechanismen zur Durch­
setzung einer gegen die Direktiven des Potsdamer Ab­
kommens gerichteten Politik schufen, heute Zuständig­
keiten aus den von ihnen gebrochenen alliierten 
Deutschlandabkommen für die DDR einschließlich ihrer 
Hauptstadt herleiten, sollen. Dagegen leugnet die west­
deutsche Regierung eine echte und zwingende Zu­
ständigkeit der Westmächte gegenüber beiden deutschen 
Staaten, die Verpflichtung nämlich, einen demokrati­
schen deutschen Friedensvertrag mit den beiden Nach­
folgestaaten des ehemaligen Deutschen Reiches abzu­
schließen.

VII
Die Aggressionsakte und die zur Rechtfertigung der 
Aggression entwickelten westdeutschen Theorien der 
Entstellung ©der Leugnung des Völkerrechts richten 
sich gegen den Frieden und die Interessen aller Völker. 
Das von den Vereinten Nationen erstrebte friedliche 
Zusammenleben der Völker ist solange gefährdet, wie

die Grenzrevisions- und Annexionsforderungen des 
westdeutschen Militarismus andauern.

Die aggressive Konzeption der Bonner Politik verdeut­
licht, wie notwendig und dringlich eine gründliche Ge­
sundung der Lage durch den Abschluß des deutschen 
Friedensvertrages und die Normalisierung der Verhält­
nisse in Westberlin auf seiner Grundlage ist. Ange­
sichts des Mißbrauchs Westberlins als Zentrum des 
Revanchismus wird immer offensichtlicher, daß die 
Umwandlung Westberlins in eine entmilitarisierte neu­
trale Freie Stadt eine Grundvoraussetzung — um einen 
gängigen Begriff der amerikanischen Politik zu ge­
brauchen: ein „essential“ — für die Sicherung des Welt­
friedens ist.

Die kommende deutsche Friedensregelung wird dem' 
westdeutschen Revanchismus Einhalt gebieten. Wie die 
vorausgegangenen Friedensverträge von 1947 wird auch 
der deutsche Friedensvertrag, ausgehend vom- völker­
rechtlichen Grundsatz der Gebietshoheit effektiv be­
stehender Staaten, die Unverletzlichkeit der bestehen­
den Grenzen völkerrechtlich bestätigen. Der Friedens­
vertrag wird bekräftigen, daß die Grenzen und das 
Grenzregime der Staaten strikt zu achten sind, dies um 
so mehr, wenn es sich um den Schutz der Grenzen 
friedliebender Staaten gegen eine drohende Aggression 
handelt. Das trifft sowohl für die Grenzen der beiden 
deutschen Staaten zu anderen Ländern als auch für die 
Staatsgrenze der Deutschen Demokratischen Republik 
zu Westdeutschland und zu Westberlin zu.
Es hat sich bereits erwiesen, daß die exakten vertrag­
lichen Grenzregelungen in den Friedensverträgen von 
1947 mit den ehema’igen Verbündeten Hitlerdeutsch­
lands und im österreichischen Staatsvertrag von 1955 
zur Stabilisierung der internationalen Lage und zur 
Verbesserung der Beziehungen zwischen den Staaten 
beigetragen haben.

Das elementare Sicherheitsverlangen der Völker ge­
bietet, daß alle an der Erhaltung des Friedens inter­
essierten Staaten gegen die von Westdeutschland und 
Westberlin aus betriebene Aggressionspolitik auftreten. 
Die Organe der Deutschen Demokratischen Republik 
werden ihrerseits dahin wirken, weiteren Aggressions­
akten vorzubeugen und ihre systematische Ahndung zu 
gewährleisten.

Dr. RUDOLF HERRMANN, Dozent am Institut für Strafrecht der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

Die erzieherische Kraft der Kollektive der Werktätigen 
im Strafverfahren stärker nutzen!

Mit der Kraft der sozialistischen Kollektive werden 
die großen ökonomisch-technischen und politisch-mora­
lischen Aufgaben gelöst, die uns die Vollendung des 
sozialistischen Aufbaus stellt. Die Erfahrungen, die die 
sozialistischen Kollektive bei der gemeinsamen Arbeit, 
bei der gemeinsamen Überwindung von Schwierigkei­
ten, bei der gegenseitigen Beeinflussung und Erziehung 
machen, sind von außerordentlicher Bedeutung für die 
Höherentwicklung der sozialistischen Demokratie. In 
seinem Beschluß vom 24. Mai 1962 charakterisiert der 
Staatsrat die Auseinandersetzungen in den sozialisti­
schen Brigaden und Gemeinschaften zur Verwirk­
lichung der sozialistischen Moral und Ethik als „Aus­
druck des Kampfes der sozialistischen Gesellschaft für 
die strikte Einhaltung der sozialistischen Gesetzlich­
keit, die Bekämpfung der Kriminalität und ihrer 
Ursachen“. Aus der Feststellung des Staatsrates, daß

die Justizorgane die gewachsene Kraft der sozialisti­
schen Gesellschaftsordnung nicht voll erkannt und sie 
zur Bekämpfung der Kriminalität sowie zur Erziehung 
der Gesetzesverletzer nicht genügend genutzt haben, 
ergibt sich als eine wichtige Aufgabe der Sicherheits­
und Justizorgane, die Erfahrungen der sozialistischen 
Kollektive intensiv zu studieren und ihre Kraft maxi­
mal im Strafverfahren, insbesondere in der gericht­
lichen Hauptverhandlung, wirksam werden zu lassen. 
Erziehung und Bildung sind in der sozialistischen Ge­
sellschaft eng mit der Arbeit verbunden. Daher ver­
mögen ein hohes moralisches Bewußtsein und das rich­
tige Verständnis für die Zusammenhänge zwischen den 
Pflichten gegenüber der Gesellschaft und den politi­
schen Grundfragen den Menschen zu hohen Leistun­
gen in der Arbeit zu führen. Unmoralisches Verhalten, 
Unverständnis gegenüber den gesellschaftlichen Erfor-
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